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Betreff

Der Verwaltungsgerichtshof hat durch den Vorsitzenden Senatspräsident Dr. Kail sowie den Senatspräsidenten

Dr. Waldstätten und den Hofrat Dr. Enzenhofer als Richter, im Beisein der Schriftführerin Mag. Kalanj, über die

Beschwerde

1. der GF und 2. des DI Dr. MF, beide in H, beide vertreten durch Dr. Peter Gatternig und Mag. Karl Gatternig,

Rechtsanwälte in 1010 Wien, Renngasse 9, gegen den Bescheid der Niederösterreichischen Landesregierung

vom 20. Februar 2012, Zl. RU1-BR-661/002-2011, betreFend Einwendungen gegen ein Bauvorhaben (mitbeteiligte

Partei: A GmbH in H, vertreten durch die Onz, Onz, Kraemmer, Hüttler Rechtsanwälte GmbH in 1010 Wien,

Schwarzenbergplatz 16), zu Recht erkannt:

Spruch

Der angefochtene Bescheid wird wegen Rechtswidrigkeit infolge Verletzung von Verfahrensvorschriften aufgehoben.

Das Land Niederösterreich hat den Beschwerdeführern zusammen Aufwendungen in der Höhe von EUR 1.326,40

binnen zwei Wochen bei sonstiger Exekution zu ersetzen. Das Kostenmehrbegehren der Beschwerdeführer wird

abgewiesen.

Begründung

Die Vorgeschichte des Beschwerdefalles ist dem hg. Erkenntnis vom 14. November 2006, Zl. 2004/05/0162, zu

entnehmen. Daraus ist hervorzuheben, dass Heinrich und Helga T. mit Eingabe vom 22. März 1982 die baubehördliche

Bewilligung für die Errichtung einer Spenglerei und Lackiererei auf einem Grundstück im Gebiet der Gemeinde H

beantragt hatten. Gemäß den damaligen Einreichplänen und der damaligen Baubeschreibung sollte die bereits auf

diesem Grundstück bestehende Kfz-Werkstätte samt Verkaufsraum im Norden erweitert werden. Die nunmehrigen

Beschwerdeführer und weiters Ing. N.F. - nach dem zwischenzeitig erfolgten Ableben des Ing. N.F. nur mehr die

nunmehrigen Beschwerdeführer (jeweils kurz: Nachbarn) - waren bzw. sind Eigentümer eines benachbarten

Grundstückes und erhoben Einwendungen gegen das Bauvorhaben.

Der Bürgermeister erteilte mit dem erstinstanzlichen Bescheid vom 22. Dezember 1982 die begehrte Baubewilligung
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mit verschiedenen Vorschreibungen. Die Nachbarn beriefen. Nach verschiedenen Rechtsgängen wurde mit Bescheid

des Gemeinderates vom 27. November 2003 die Berufung der Nachbarn abermals abgewiesen, der Spruch samt

AuKagen des erstinstanzlichen Bewilligungsbescheides wurden aber neu gefasst. Die belangte Behörde gab der

Vorstellung der Nachbarn mit Bescheid vom 17. Mai 2004 keine Folge. Mit dem eingangs genannten hg. Erkenntnis

vom 14. November 2006 wurde der Vorstellungsbescheid vom 17. Mai 2004 wegen inhaltlicher Rechtswidrigkeit

aufgehoben.

Im fortgesetzten Verwaltungsverfahren hob die belangte Behörde mit Bescheid vom 15. Juni 2007 den

Berufungsbescheid vom 27. November 2003 auf und verwies die Angelegenheit zur neuerlichen Entscheidung an die

Berufungsbehörde.

Mit weiterem Bescheid vom 18. Juli 2007 in der Fassung des Berichtigungsbescheides vom 24. Juli 2007 gab die

belangte Behörde der Berufung der Nachbarn gegen den erstinstanzlichen Bescheid vom 22. März 1982 Folge, hob

den erstinstanzlichen Bescheid auf und verwies die Sache zur neuerlichen Verhandlung und Entscheidung an die

Bezirkshauptmannschaft M (kurz: BH) zurück. In der Begründung wird unter anderem darauf verwiesen, dass die

Gemeinde H mit Wirkung vom 1. März 2005 gemäß § 1 der NÖ Bau-Übertragungsverordnung die Angelegenheiten der

örtlichen Baupolizei bei gewerblichen Betriebsanlagen, die einer Genehmigung durch die Gewerbebehörde bedürften,

der BH zur Besorgung übertragen habe. Daher sei diese BH ab diesem Tag Baubehörde erster Instanz, die das

gegenständliche Verfahren weiterzuführen habe.Mit weiterem Bescheid vom 18. Juli 2007 in der Fassung des

Berichtigungsbescheides vom 24. Juli 2007 gab die belangte Behörde der Berufung der Nachbarn gegen den

erstinstanzlichen Bescheid vom 22. März 1982 Folge, hob den erstinstanzlichen Bescheid auf und verwies die Sache

zur neuerlichen Verhandlung und Entscheidung an die Bezirkshauptmannschaft M (kurz: BH) zurück. In der

Begründung wird unter anderem darauf verwiesen, dass die Gemeinde H mit Wirkung vom 1. März 2005 gemäß

Paragraph eins, der NÖ Bau-Übertragungsverordnung die Angelegenheiten der örtlichen Baupolizei bei gewerblichen

Betriebsanlagen, die einer Genehmigung durch die Gewerbebehörde bedürften, der BH zur Besorgung übertragen

habe. Daher sei diese BH ab diesem Tag Baubehörde erster Instanz, die das gegenständliche Verfahren weiterzuführen

habe.

Am 4. Juni 2008 brachten die nunmehrigen Beschwerdeführer bei der belangten Behörde einen Devolutionsantrag

vom 1. Juni 2008 ein, weil die BH bislang untätig geblieben sei. Mit Eingabe vom 16. Juli 2008 (bei der belangten

Behörde eingelangt am 18. Juli 2008) zogen sie diesen Devolutionsantrag wieder zurück.

Am 25. September 2008 fand eine Bauverhandlung vor der BH statt. Zu Beginn der Verhandlung zogen Heinrich und

Helga T. das Bauansuchen hinsichtlich der beabsichtigten Errichtung der Spritzlackieranlage zurück; das Ansuchen

bleibe im Übrigen (Spenglerei) aufrecht. Weiters wurde ein ergänzendes schalltechnisches Gutachten (des Mag. E. M.

vom 24. September 2008) zu den Akten genommen. Der beigezogene Amtssachverständige für Lärmtechnik nahm zum

vorgelegten (Privat-)Gutachten Stellung.

Der Amtssachverständige für Bautechnik führte unter anderem aus, das tatsächlich bereits errichtete Gebäude weise

eine Breite von 20,0 m auf. Der Einreichplan vom November 1983 weise die Breite mit 26,0 m auf, das Gebäude sei

somit tatsächlich um 6,0 m schmäler errichtet worden. Der (errichtete) Gebäudeteil enthalte einen Teil der Werkstatt,

einen Waschplatz und die Spenglerei; die Spritzbox sei, anders als im Einreichplan dargestellt, nicht eingebaut worden.

Ein Teil des Obergeschoßes werde zur Lagerung von Ersatzteilen genutzt, der Heizraum, der im Einreichplan dargestellt

worden sei, sei nicht errichtet worden und werde nunmehr als Lager verwendet. (Anm.: der von ihm genannte

Berufungsbescheid vom 24. April 1984 gehört nicht mehr dem Rechtsbestand an).Der Amtssachverständige für

Bautechnik führte unter anderem aus, das tatsächlich bereits errichtete Gebäude weise eine Breite von 20,0 m auf. Der

Einreichplan vom November 1983 weise die Breite mit 26,0 m auf, das Gebäude sei somit tatsächlich um 6,0 m

schmäler errichtet worden. Der (errichtete) Gebäudeteil enthalte einen Teil der Werkstatt, einen Waschplatz und die

Spenglerei; die Spritzbox sei, anders als im Einreichplan dargestellt, nicht eingebaut worden. Ein Teil des

Obergeschoßes werde zur Lagerung von Ersatzteilen genutzt, der Heizraum, der im Einreichplan dargestellt worden

sei, sei nicht errichtet worden und werde nunmehr als Lager verwendet. Anmerkung, der von ihm genannte

Berufungsbescheid vom 24. April 1984 gehört nicht mehr dem Rechtsbestand an).

Weiters gaben die beigezogenen Amtssachverständigen für Luftreinhaltetechnik und für Raumordnung

Stellungnahmen ab.



Die Geschäftsführerin der R & S T. K GmbH erklärte, "die genannte Gesellschaft" sei neben den bisherigen

Liegenschaftseigentümern und Bauwerbern (Anm.: Heinrich und Helga T.) nun Miteigentümerin der Liegenschaft und

trete als solche dem Bauansuchen bei. (Anm.: Diese GmbH ist nicht die Mitbeteiligte; bei der Bauverhandlung war

allerdings auch ein Rechtsanwalt ua. für die Mitbeteiligte anwesend. Im weiteren Verlauf des Verfahrens vor der BH

trat - faktisch - die Mitbeteiligte und nicht die R & S T. KGmbH auf, wobei ein formeller Eintritt der Mitbeteiligten als

Bauwerberin in das Verfahren bzw. auch ein Ausscheiden der R & S T. K GmbH als Bauwerberin nicht dokumentiert

ist.)Die Geschäftsführerin der R & S T. K GmbH erklärte, "die genannte Gesellschaft" sei neben den bisherigen

Liegenschaftseigentümern und Bauwerbern Anmerkung, Heinrich und Helga T.) nun Miteigentümerin der Liegenschaft

und trete als solche dem Bauansuchen bei. Anmerkung, Diese GmbH ist nicht die Mitbeteiligte; bei der

Bauverhandlung war allerdings auch ein Rechtsanwalt ua. für die Mitbeteiligte anwesend. Im weiteren Verlauf des

Verfahrens vor der BH trat - faktisch - die Mitbeteiligte und nicht die R & S T. KGmbH auf, wobei ein formeller Eintritt

der Mitbeteiligten als Bauwerberin in das Verfahren bzw. auch ein Ausscheiden der R & S T. K GmbH als Bauwerberin

nicht dokumentiert ist.)

In weiterer Folge wurde seitens der Bauwerber ein Privatgutachten mit der Bezeichnung "Immissionsangaben Luft"

vom 23. September 2008 des Sachverständigen DI Majer vorgelegt (es kam in späterer Folge zu einem ergänzenden

Privatgutachten dieses Sachverständigen mit der Bezeichnung "Ergänzende Immissionsangaben Luft" vom

28. Juli 2009).

Die Beschwerdeführer äußerten sich (weiterhin) ablehnend und brachten unter anderem vor, die verschiedenen

Projektunterlagen seien unstimmig, die vorgenommenen ProjektmodiOkationen wären in den Plänen zum Ausdruck zu

bringen, und der Stellungnahme des Sachverständigen DI Majer liege offensichtlich nicht der Plan vom November 1983

zugrunde.

Einem Schriftverkehr zwischen der BH und den Bauwerbern sind Überlegungen zu entnehmen, das zur Bewilligung

eingereichte Projekt dem tatsächlich ausgeführten Bestand anzupassen, wovon aber letztlich Abstand genommen

wurde (Anmerkung: Es sind daher weiterhin die Pläne von November 1983 maßgeblich).

Nach verschiedenen Verfahrensschritten (einschließlich der Einholung ergänzender Stellungnahmen der

Amtssachverständigen) entschied die BH mit dem an die Mitbeteiligte (nicht auch an Heinrich und Helga T. und die

R & S T. KGmbH) gerichteten erstinstanzlichen Bescheid vom 10. August 2011 wie folgt:

"Bescheid

I. Baubehördliche Bewilligungrömisch eins. Baubehördliche Bewilligung

Die Bezirkshauptmannschaft M erteilt Ihnen die baubehördliche Bewilligung für die Errichtung einer Spenglerei im

Standort (…).

Die Anlage muss mit den Projektsunterlagen und mit der Projektsbeschreibung übereinstimmen. Diese Unterlagen

bilden einen wesentlichen Bestandteil dieses Bescheides.

Projektsbeschreibung:

Die Projektsunterlagen setzen sich zusammen aus:

-Strichaufzählung

Einreichplan für die Errichtung einer Spenglerei und einer Lackiererei in (…), Ansichten Obergeschoß Grundriss

vom November 1983

-Strichaufzählung

Einreichplan für die Errichtung einer Spenglerei und einer Lackiererei in (…), Schnitte, Lageplan, EG Grundriss vom

November 1983

-Strichaufzählung

Ansuchen um Baubewilligung vom 22.3.1982

-Strichaufzählung

Schreiben Antragspräzisierung vom 10.1.2003

-Strichaufzählung

Schreiben Antragspräzisierung vom 15.5.2003

-Strichaufzählung



Baubeschreibung vom 6.9.1982

-Strichaufzählung

Gutachten über die Wahrung des Ortsbildes vom 14.10.1982

-Strichaufzählung

Niederschrift Gemeinde Hvom 15.9.1982

-Strichaufzählung

Schalltechnisches Gutachten Technisches Büro für Physik Mag. Erich Meiserhofer vom 2.49.2008

-Strichaufzählung

Emissionsangaben Luft Technisches Büro - Ingenieurbüro Dipl.-Ing. Michael Majer vom 23.9.2008

-Strichaufzählung

Ergänzende Emissionsangaben Luft Technisches Büro - Ingenieurbüro Dipl.-Ing. Michael Majer vom 28.7.2009

Beschreibung:

Auf dem durch Grundabteilungen vergrößerten Grundstück Gst. Nr. (X) soll das bestehende Betriebsgebäude nach

Norden hin erweitert werden. Der Zubau hat ein Ausmaß von 16,0 m mal 26,0 m, der Seitenabstand zum rechten

Anrainer (Gst. Nr. (Y)) beträgt an der engsten Stelle 3,5 m (Gebäudehöhe in diesem Bereich: 6,9 m). Der rückwärtige

Abstand beträgt einheitlich 4,0 m, zum linken Anrainer durchschnittlich 9,0 m.Auf dem durch Grundabteilungen

vergrößerten Grundstück Gst. Nr. (römisch zehn) soll das bestehende Betriebsgebäude nach Norden hin erweitert

werden. Der Zubau hat ein Ausmaß von 16,0 m mal 26,0 m, der Seitenabstand zum rechten Anrainer (Gst. Nr. (Y))

beträgt an der engsten Stelle 3,5 m (Gebäudehöhe in diesem Bereich: 6,9 m). Der rückwärtige Abstand beträgt

einheitlich 4,0 m, zum linken Anrainer durchschnittlich 9,0 m.

Der westliche Teil des Zubaus beinhaltet die Werkstätte mit 4 Arbeitsplätzen incl. 2 Montagegruben. Im mittleren Teil

ist die Spenglerei mit 2 Arbeitsplätzen untergebracht. Die räumliche Trennung zwischen Werkstatt und Spenglerei wird

durch eine verglaste Stahlständerwand mit einem 4,0 m mal 3,0 m großen Schiebetor erreicht.

Die Konstruktion dieser Halle besteht aus Stahlbinder mit außen liegender 15 cm starker Ytongplattenverkleidung. Als

Dachkonstruktion wird Trapezblech mit Wärme- und Feuchtigkeitsisolierung ausgeführt. Die Belichtung erfolgt durch

umlaufende doppelte Profilitverglasung mit eingebautem Lüftungsflügel.

Als Fußbodenkonstruktion wird ein Betonpflaster mit Gefälle zu den mit Gitterrost abgedeckten Bodenrinnen

hergestellt.

Der östliche Teil des Zubaues wird in Massivbauweise 2- geschoßig hergestellt. Auf Streifenfundamente wird ein 25 cm

starkes Hohlblockziegelmauerwerk aufgemauert, die Decke über dem Erdgeschoß besteht aus Betonfertigteilen, über

dem 1. Stock wird nur über dem neuen Heizraum eine Fertigteildecke verlegt, der restliche Teil wird wie die Stahlhalle

mit Trapezblech überdeckt. Der Aufgang in den 1. Stock erfolgt über eine Stahltreppe, welche im Bereich des

bestehenden Heizraumes feuerbeständig verkleidet wird.

Im Obergeschoß sind der Heizraum sowie das Ersatzteillager untergebracht.

Die Fußbodenkonstruktion im Erdgeschoß besteht aus Rollschotter, darauf im Gefälle verlegtes Betonpflaster mit

ganzflächiger Gitterrostabdeckung. Die Belichtung erfolgt durch doppelte Profilitverglasung, das ostseitige Tor ist ein

doppelwandig isoliertes Schiebetor.

Im Obergeschoß werden isolierverglaste Holzfenster eingebaut.

Die bestehende, an den Ortskanal angeschlossene Hauskanalisation wird verlängert und die Dachwässer eingeleitet.

Die Abwässer des Zubaus werden über Bodenrigole in einen Schlammfang mit 300 l Inhalt eingeleitet, von dort über

einen Benzinabscheider mit einer Leistung von 1 l/sec. ebenfalls in den Hauskanal geführt. Der Zubau wird durch eine

Warmluftheizung System Dynamik Type KSH 140 mit einer Leistung von 140 kW beheizt. Die Anlage dient als

kombinierte Werkstättenheizung. Zur Verfeuerung gelangt Heizöl 'Leicht', welches vom bestehenden Öltank

entnommen wird. Die Rauchgasse der Heizungsanlage werden über einen Metallschornstein ins Freie geleitet. Die

Mündung des Schornsteines befindet sich 8,40 m über Hofniveau.

Folgende Vorkehrung zur Hinanthaltung übermäßiger Emissionen und unzumutbarer Immissionen werden getroffen:

Die gesamte Dachuntersicht in der Werkstätte wird mit 3,5 cm dicken Holzwolle-Leichtbauplatten verkleidet, um

dadurch eine Pegelminderung in der Werkstätte von ca. 5 dB zu erreichen.

Sämtliche Fenster und Tore werden während der Betriebszeit und insbesondere während der Durchführung

lärmintensiver Arbeiten geschlossen gehalten. Lediglich die nordseitigen Werkstättenfenster werden für

Lüftungszwecke gekippt. Bei den Toren wird insbesondere durch die Ausführung der Torstaffel ein dichtes Abschließen



gewährleistet.

Bei den Lüftungs- und Heizungsanlagen werden die Zu- und Abfluftleitungen schalltechnisch so ausgeführt, dass der

ins Freie abgestrahlte A-bewertete Schalleistungspegel jeweils den Wert von 75 dB nicht überschreitet. Auf Grund der

Leistungsangaben der Lüftungshersteller wird bei den Zu- und Abluftöffnungen jeweils ein entsprechender

Schalldämpfer vorgesehen.

Die Zufahrt an der östlichen Grundgrenze wird nicht Zu- und Abfahren durch Kunden verwendet. Die Kraftfahrzeuge,

die in der Spenglerei bearbeitet werden, werden nur über die Zu- und Ausfahrt der KFZ-Werkstätte im Bereich der

Hauptstraße gefahren; sie werden nicht über die Ausfahrt an der östlichen Grundstücksgrenze gefahren.

Sämtliche die Spritzlackieranlage betreffende Teile der Planunterlagen oder eingereichten Beschreibungen sowie

Antragspräzisierungen sind nicht Gegenstand der Bewilligung, da das Ansuchen diesbezüglich zurückgezogen wurde."

Es folgen verschiedene Auflagen.

Die Beschwerdeführer erhoben Berufung, in der sie unter anderem die Fassung des Spruches bemängelten: Es werde

die baubehördliche Bewilligung für die Errichtung einer Spenglerei erteilt und festgehalten, dass die Anlage mit den

Projektunterlagen und der Projektbeschreibung übereinstimmen müsse und diese Unterlagen einen wesentlichen

Bestandteil dieses Bescheides bildeten. Sodann werde festgehalten um welche Projektunterlagen es sich handle. Im

Hinblick auf die im Zuge des Bauverfahrens vorgenommenen Projektänderungen seien diese Unterlagen aber

widersprüchlich.

Mit dem angefochtenen Bescheid hat die belangte Behörde die Berufung als unbegründet abgewiesen.

Nach Darstellung des Verfahrensganges bejahte die belangte Behörde die Zuständigkeit der BH als Behörde erster

Instanz. Der Umstand, dass die Baubewilligung der nunmehrigen Mitbeteiligten erteilt worden sei (nicht auch dem

Heinrich und der Helga T.) bedeute nicht, dass es sich nunmehr um eine andere "Sache" handle. Der Spruch des

erstinstanzlichen Bescheides sei ausreichend konkret. Die im Zuge des Verfahrens erfolgten Projektänderungen seien

der von der BH im Spruch des Bescheides angeführten "Liste der Projektunterlagen" zu entnehmen und könnten ohne

weiteres nachvollzogen werden. Die behaupteten angeblichen Widersprüchlichkeiten seien für die belangte Behörde

nicht erkennbar.

Sofern die Beschwerdeführer behaupteten, dass der bekämpfte erstinstanzliche Bescheid mangelhaft sei, weil der

Gutachter DI Majer sein Gutachten nicht auf dem Einreichplan vom November 1983 aufbaue, so übersähen sie, dass

sich der Baubewilligungsbescheid nicht nur auf dieses Gutachten stütze, sondern hinsichtlich der zu erwartenden

Belastungen der Luft auch auf andere Gutachten (wurde näher dargelegt). Die Beschwerdeführer seien dem nicht auf

gleich fachlicher Ebene entgegengetreten. Das Vorhaben stehe mit der Flächenwidmung im Einklang. Insgesamt seien

daher die Beschwerdeführer durch die erteilte Bewilligung in keinen subjektiv-öffentlichen Nachbarrechten verletzt

worden.

Dagegen erhoben die Beschwerdeführer zunächst Beschwerde an den Verfassungsgerichtshof, der mit Erkenntnis vom

5. Dezember 2012, B 281/12-6, aussprach, dass der Beschwerdeführer durch den angefochtenen Bescheid im

verfassungsgesetzlich gewährleisteten Recht auf Entscheidung innerhalb einer angemessen Frist nach Art. 6

Abs. 1 EMRK verletzt worden seien und insoweit den Antrag, den angefochtenen Bescheid aufzuheben, abwies, und im

Übrigen die Behandlung der Beschwerde ablehnte und sie dem Verwaltungsgerichtshof zur Entscheidung

abtrat.Dagegen erhoben die Beschwerdeführer zunächst Beschwerde an den Verfassungsgerichtshof, der mit

Erkenntnis vom 5. Dezember 2012, B 281/12-6, aussprach, dass der Beschwerdeführer durch den angefochtenen

Bescheid im verfassungsgesetzlich gewährleisteten Recht auf Entscheidung innerhalb einer angemessen Frist nach

Artikel 6, Absatz eins, EMRK verletzt worden seien und insoweit den Antrag, den angefochtenen Bescheid aufzuheben,

abwies, und im Übrigen die Behandlung der Beschwerde ablehnte und sie dem Verwaltungsgerichtshof zur

Entscheidung abtrat.

In der über Auftrag des Verwaltungsgerichtshofes verbesserten (ergänzten) Beschwerde wird inhaltliche

Rechtswidrigkeit und Rechtswidrigkeit infolge Verletzung von Verfahrensvorschriften geltend gemacht.

Die belangte Behörde hat die Akten des Verwaltungsverfahrens vorgelegt und, ebenso wie die Mitbeteiligte, in einer

Gegenschrift die kostenpflichtige Abweisung der Beschwerde beantragt.

Die Beschwerdeführer haben repliziert und ihren bisherigen Standpunkt bekräftigt.

Der Verwaltungsgerichtshof hat in einem gemäß § 12 Abs. 1 Z. 2 VwGG gebildeten Senat erwogen:Der

Verwaltungsgerichtshof hat in einem gemäß Paragraph 12, Absatz eins, Ziffer 2, VwGG gebildeten Senat erwogen:

Zur maßgeblichen Rechtslage ist zunächst auf die Darstellung im eingangs angeführten Erkenntnis vom



14. November 2006 zu verweisen.

Darüber hinaus ist hervorzuheben, dass gemäß § 1 der NÖ Bau-Übertragungsverordnung, LGBl. 1090/2, mit Wirkung

vom 1. März 2005 die Angelegenheiten der örtlichen Baupolizei "bei gewerblichen Betriebsanlagen, die einer

Genehmigung durch die Gewerbebehörde bedürfen", aus dem eigenen Wirkungsbereich der (hier) Gemeinde H auf

(hier) die Bezirkshauptmannschaft M übertragen wurden (mit bestimmten Ausnahmen, die im Beschwerdefall ohne

Relevanz sind).Darüber hinaus ist hervorzuheben, dass gemäß Paragraph eins, der NÖ Bau-Übertragungsverordnung,

LGBl. 1090/2, mit Wirkung vom 1. März 2005 die Angelegenheiten der örtlichen Baupolizei "bei gewerblichen

Betriebsanlagen, die einer Genehmigung durch die Gewerbebehörde bedürfen", aus dem eigenen Wirkungsbereich

der (hier) Gemeinde H auf (hier) die Bezirkshauptmannschaft M übertragen wurden (mit bestimmten Ausnahmen, die

im Beschwerdefall ohne Relevanz sind).

Im Beschwerdefall kann nicht fraglich sein, dass das Vorhaben eine gewerbliche Betriebsanlage betriFt, die einer

gewerbebehördlichen Genehmigung bedarf (was auch nicht strittig ist), sodass ab dem 1. März 2005 die Zuständigkeit

der BH M gegeben war. Entgegen der AuFassung der Beschwerdeführer vermag daran der Umstand nichts zu ändern,

dass die erforderliche gewerbebehördliche Genehmigung bereits erteilt worden war, weil § 1 der genannten

Verordnung auf eine solche zeitliche Abfolge nicht abstellt.Im Beschwerdefall kann nicht fraglich sein, dass das

Vorhaben eine gewerbliche Betriebsanlage betriFt, die einer gewerbebehördlichen Genehmigung bedarf (was auch

nicht strittig ist), sodass ab dem 1. März 2005 die Zuständigkeit der BH M gegeben war. Entgegen der AuFassung der

Beschwerdeführer vermag daran der Umstand nichts zu ändern, dass die erforderliche gewerbebehördliche

Genehmigung bereits erteilt worden war, weil Paragraph eins, der genannten Verordnung auf eine solche zeitliche

Abfolge nicht abstellt.

Richtig ist, dass die Beschwerdeführer einen Devolutionsantrag vom 1. Juni 2008 eingebracht hatten, den sie allerdings

mit weiterem Schriftsatz vom 16. Juli 2008 zurückzogen. Ihre AuFassung, es sei rechtlich gar nicht möglich, einen

eingebrachten Devolutionsantrag wirksam zurückzuziehen, ist unzutreFend (siehe dazu die Ausführungen in

Hengstschläger/Leeb, AVG, Rz 35 zu § 73 AVG, unter Hinweis auf die ständige Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes

und mit abschließendem Hinweis auf § 13 Abs. 7 AVG; aus jüngster Zeit vgl. etwa das hg. Erkenntnis vom

13. November 2012, Zl. 2010/05/0047).Richtig ist, dass die Beschwerdeführer einen Devolutionsantrag vom 1. Juni 2008

eingebracht hatten, den sie allerdings mit weiterem Schriftsatz vom 16. Juli 2008 zurückzogen. Ihre AuFassung, es sei

rechtlich gar nicht möglich, einen eingebrachten Devolutionsantrag wirksam zurückzuziehen, ist unzutreFend (siehe

dazu die Ausführungen in Hengstschläger/Leeb, AVG, Rz 35 zu Paragraph 73, AVG, unter Hinweis auf die ständige

Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes und mit abschließendem Hinweis auf Paragraph 13, Absatz 7, AVG; aus

jüngster Zeit vergleiche , etwa das hg. Erkenntnis vom 13. November 2012, Zl. 2010/05/0047).

Bei ihren weiteren Ausführungen in diesem Zusammenhang übersehen die Beschwerdeführer, dass die belangte

Behörde (nicht nur mit Bescheid vom 15. Juni 2007 die Berufungsentscheidung vom 27. November 2003, sondern

auch) mit Bescheid vom 18. Juli 2007 in der Fassung des Berichtigungsbescheides vom 24. Juli 2007 den

erstinstanzlichen Baubewilligungsbescheid vom 22. Dezember 1982 aufgehoben hatte. Damit war entgegen der

AuFassung der Beschwerde (mangels eines erstinstanzlichen Bescheides) nicht neuerlich über eine Berufung zu

entscheiden, vielmehr hatte eine neuerliche erstinstanzliche Entscheidung - durch die nunmehr zuständige BH M -

zu ergehen.

Es triFt zu, dass der Baubewilligungsbescheid nur an die Mitbeteiligte gerichtet wurde und nicht auch an die

Bauwerber (Heinrich und Helga T. bzw. die R & S T. K GmbH ). Richtig ist weiters, dass nach der Niederschrift vom

25. September 2008 die "R & S T … K GmbH" durch ihre Geschäftsführerin erklärt hatte, die "genannte Gesellschaft" sei

nun Miteigentümerin der Liegenschaft und trete als solche dem Bauansuchen bei, die Baubewilligung aber an eine

Gesellschaft mit anderer Bezeichnung erging, nämlich an die Mitbeteiligte, und dieser Widerspruch im Übrigen auch in

der Gegenschrift der mitbeteiligten Partei nicht aufgeklärt wird. (Nach der maßgeblichen Erklärung in der

Bauverhandlung trat nur die R & S T. K GmbH als weitere Bauwerberin dem Bauverfahren bei; der Umstand, dass auch

die Mitbeteiligte durch einen Vertreter an der Bauverhandlung teilnahm, nämlich neben Heinrich und Helga T. sowie

einer Geschäftsführerin in der AuKistung der anwesenden Beteiligten aufscheint und es im Anschluss daran heißt, RA

(Name eines Rechtsanwaltes) "f.d. Konsenswerberin" (Einzahl) bedeutet entgegen den Ausführungen in der

Gegenschrift der Mitbeteiligten nicht, dass sie deshalb auch Bauwerberin gewesen wäre). Dadurch wurden aber die
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Beschwerdeführer in keinen Nachbarrechten verletzt, weil nur maßgeblich ist, dass die Baubewilligung nicht

antragslos ergehen darf und sie im Beschwerdefall jedenfalls auf Grund eines Antrages erging (siehe das hg. Erkenntnis

vom 27. November 2007, Zl. 2006/06/0337, mwN).

Die Beschwerdeführer tragen vor, sie hätten schon vor Erlassung des erstinstanzlichen Bescheides vom

10. August 2011 bekannt gegeben, dass Ing. N.F. verstorben sei und sie seine Erben seien, die BH aber dessen

ungeachtet die Zustellung des Bescheides auch an den Verstorbenen verfügt habe, was formell unrichtig sei. Dass die

BH trotz entsprechender Bekanntgabe (vom 6. Juni 2008) in den Akten die Zustellung auch an einen Verstorbenen

verfügt hatte, ist wohl verfehlt, verletzte aber die Beschwerdeführer nicht in Nachbarrechten.

Zutreffend ist aber das schon in der Berufung erstattete Vorbringen, der Spruch des erstinstanzlichen Bescheides sei in

sich widersprüchlich. Es wurde die Baubewilligung erteilt, wobei die Anlage mit den Projektunterlagen und der

Projektbeschreibung übereinstimmen müssten; diese Unterlagen bildeten einen wesentlichen Bescheid des

Bescheides. Es folgte dann eine AuKistung der Projektunterlagen sowie eine längere verbale Beschreibung (siehe die

Wiedergabe in der Sachverhaltsdarstellung). Abgesehen davon, dass nicht ersichtlich ist, weshalb die Niederschrift

über die Bauverhandlung vom 15. September 1982 wie auch das Ortsbildgutachten eines Amtssachverständigen vom

14. Oktober 1982 "Projektunterlagen" sein sollten (noch dazu mangels Einschränkung ihrem gesamten Inhalt nach),

stimmt auch - herausgegriFen - die Baubeschreibung vom 6. September 1982 mit der verbalen Beschreibung im

Spruch des erstinstanzlichen Bescheides nicht überein (was wohl darauf beruht, dass die Baubeschreibung aus dem

Jahr 1982 einen früheren Planungsstand wiedergibt). So geht auch das schalltechnische Gutachten M. vom

24. September 2008, wie sich aus der planlichen Darstellung ergibt, vom tatsächlich errichteten Bestand aus, der aber

mit den Plänen vom November 1983 nicht übereinstimmt (wobei im Übrigen in den genehmigten Plänen vom

November 1983 die ProjektmodiOkation in der Verhandlung vom 25. September 2008 betreFend den Entfall der

Spritzlackieranlage nicht zum Ausdruck kommt). Auf Grund dieser Diskrepanzen ist es unmöglich, dass das Vorhaben

- sozusagen kumulativ - all den aufgelisteten Projektunterlagen entsprechen könnte.

Nun meinte zwar die belangte Behörde erkennbar, aus dieser Kette an Unterlagen sei rekonstruierbar, was zuletzt

projektgegenständlich gewesen und was bewilligt worden sei. Das triFt aber nicht zu. Die wesentliche Frage, was

zuletzt Antragsgegenstand war und welchen Inhalt die Baubewilligung hat, ist (von den zuvor aufgezeigten Umständen

ganz abgesehen) vielmehr auf Grund der Unübersichtlichkeit des Verfahrensganges und der vielfältigen Änderungen

nicht ohne weiteres zu beantworten und es geht nicht an, die Lösung dieser wesentlichen Fragen zu einer

Denksportaufgabe zu gestalten (vgl. das Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes vom 29. Juni 1990, VfSlg. Nr. 12.420,

zum normativen Gehalt einer Rechtsnorm). Vor dem Hintergrund des Beschwerdefalles wäre es vielmehr schon Sache

der BH gewesen, für eine entsprechende, unmissverständliche Klarstellung zu sorgen und den Bauwerbern (wer nun

auch immer das konkret war) den Auftrag zu erteilen, die auf Grund der Antragsänderungen erforderlichen

ModiOkationen in den vorgelegten Planunterlagen vorzunehmen und auch eine aktuelle Baubeschreibung vorzulegen.

Da dieser Mangel auch dem angefochtenen Bescheid anhaftet, belastete ihn die belangte Behörde mit einem

wesentlichen Verfahrensmangel, weil nicht abschließend beurteilt werden kann, ob die Beschwerdeführer durch die

erteilte Baubewilligung unklaren Inhaltes in den von ihnen geltend gemachten subjektiv-öFentlichen Nachbarrechten

verletzt wurden oder nicht.Nun meinte zwar die belangte Behörde erkennbar, aus dieser Kette an Unterlagen sei

rekonstruierbar, was zuletzt projektgegenständlich gewesen und was bewilligt worden sei. Das triFt aber nicht zu. Die

wesentliche Frage, was zuletzt Antragsgegenstand war und welchen Inhalt die Baubewilligung hat, ist (von den zuvor

aufgezeigten Umständen ganz abgesehen) vielmehr auf Grund der Unübersichtlichkeit des Verfahrensganges und der

vielfältigen Änderungen nicht ohne weiteres zu beantworten und es geht nicht an, die Lösung dieser wesentlichen

Fragen zu einer Denksportaufgabe zu gestalten vergleiche , das Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes vom

29. Juni 1990, VfSlg. Nr. 12.420, zum normativen Gehalt einer Rechtsnorm). Vor dem Hintergrund des Beschwerdefalles

wäre es vielmehr schon Sache der BH gewesen, für eine entsprechende, unmissverständliche Klarstellung zu sorgen

und den Bauwerbern (wer nun auch immer das konkret war) den Auftrag zu erteilen, die auf Grund der

Antragsänderungen erforderlichen ModiOkationen in den vorgelegten Planunterlagen vorzunehmen und auch eine

aktuelle Baubeschreibung vorzulegen. Da dieser Mangel auch dem angefochtenen Bescheid anhaftet, belastete ihn die

belangte Behörde mit einem wesentlichen Verfahrensmangel, weil nicht abschließend beurteilt werden kann, ob die

Beschwerdeführer durch die erteilte Baubewilligung unklaren Inhaltes in den von ihnen geltend gemachten subjektiv-

öffentlichen Nachbarrechten verletzt wurden oder nicht.
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Inhaltlich ist ergänzend zu bemerken, dass das schalltechnische Gutachten vom 24. September 2008, wie dargelegt,

vom tatsächlich ausgeführten Bestand ausgeht, es aber gilt, das zuletzt antragsgegenständliche Vorhaben zu

beurteilen. Dabei bleibt auch unklar, welche schalltechnische Relevanz den in der verbalen Beschreibung im Bescheid

der BH vom 10. August 2011 angeführten Schallemissionen der Lüftungs- und der Heizungsanlagen zukommt.

Der angefochtene Bescheid war demnach gemäß § 42 Abs. 2 Z. 3 lit. b und c VwGG aufzuheben, ohne dass auf das

weitere Beschwerdevorbringen einzugehen gewesen wäre.Der angefochtene Bescheid war demnach gemäß

Paragraph 42, Absatz 2, ZiFer 3, Litera b, und c VwGG aufzuheben, ohne dass auf das weitere Beschwerdevorbringen

einzugehen gewesen wäre.

Die Kostenentscheidung beruht auf den §§ 47 F VwGG iVm der Verordnung BGBl. II Nr. 455/2008. Das

Kostenmehrbegehren war abzuweisen, weil der Schriftsatzaufwand nur einmal gebührt und nicht mehrfach (daher

nicht nochmals für die Replik).Die Kostenentscheidung beruht auf den Paragraphen 47, F VwGG in Verbindung mit der

Verordnung Bundesgesetzblatt Teil 2, Nr. 455 aus 2008,. Das Kostenmehrbegehren war abzuweisen, weil der

Schriftsatzaufwand nur einmal gebührt und nicht mehrfach (daher nicht nochmals für die Replik).

Wien, am 28. Mai 2013
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